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Zensus sorgt für mehr finanzielle Verteilungsgerechtigkeit zwischen Städten und Gemeinden 
Änderungen der Einwohnerzahlen tangieren nicht die Grundsteuer- und Gewerbesteuereinnahmen von Städten und Gemeinden
Der Gemeindetag Baden-Württemberg zeigt wenig Verständnis für die Kassandra-Rufe anlässlich der Veröffentlichung der Zensus-Ergebnisse am kommenden Freitag. Es ist seit Jahren bekannt, dass es in fast allen Städten und Gemeinden Abweichungen zwischen der amtlichen Einwohnerstatistik und den kommunalen Melderegistern gibt. „Für die Städte und Gemeinden wird der Zensus in erster Linie dafür sorgen, dass die finanziellen Zuweisungen durch das Land wieder gerecht verteilt werden“, erklärt Willi Schmid, Erster Beigeordner und Finanzexperte des Gemeindetags. „Es wird insgesamt auch nicht weniger Geld für die Kommunen im Rahmen des Finanzausgleichs seitens des Landes zur Verfügung stehen. Vielmehr wird jetzt die Verteilung der Gelder zwischen Städten und Gemeinden wieder zurechtgerückt, die nahezu ein Vierteljahrhundert auf der Grundlage immer unzutreffender werdenden Einwohnerzahlen vorgenommen wurde.“ So dürften sich viele Städte und Gemeinden infolge der Ergebnisse des Zensus zukünftig einen größeren Anteil an den Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs erhoffen. Darüber hinaus werden nur ein Drittel der Gesamtzuweisungen des Landes an die Kommunen einwohnerbezogen verteilt. Unabhängig von der Einwohnerzahl sind beispielsweise die Einnahmen der Kommunen aus der Grundsteuer oder die Gewerbesteuereinnahmen. 
10 Prozent weniger Einwohner ist nicht gleich 10 Prozent weniger Mittel in der Gemeindekasse 
Nicht nachvollziehbar sei deshalb auch die Annahme, 10 Prozent weniger Einwohner würde bis zu 10 Prozent weniger Mittel für Städte und Gemeinden bedeuten. Der Gemeindetag geht davon aus, dass ein Einwohnerverlust in Höhe von 10 Prozent bei den Gesamteinnahmen der Kommunen in der Regel einen Einnahmerückgang im unteren einstelligen Prozentbereich bedeutet. 

Übergangsregelung für die Berechnung der Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich 
Die kommunalen Landesverbände haben einer gesetzlichen Übergangsregelung zugestimmt, nach der die neuen Einwohnerzahlen erst 2016 voll bei der Berechnung des kommunalen Finanzausgleichs berücksichtigt werden. 2014 fließen die neuen Zahlen zu 50 Prozent und 2015 dann zu 75 Prozent in die Rechnung mit ein. Städte und Gemeinden werden deshalb nicht sofort von den finanziellen Folgen getroffen, die sich aus dem Zensus ergeben.
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